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64. Sitzung des Stadtrates am Mittwoch, 27.11.2013 
- öffentlich - 

 
 
Zur Sitzung war ordnungsgemäß geladen.  
 
 
Anwesend: 
 

Vorsitzender 
  OB Dr. Christoph Hammer CSU    

Mitglieder: 
  BM August Forkel CSU    
  Monika Ehrmann WL    
  Nora Engelhard CSU    
  Ulrike Fees SPD    
  Fritz Hammer WL   Anwesend ab Top 5 ö. 
  Elke Held SPD   Anwesend ab Top 5 ö. 
  Klaus Huber CSU   Anwesend ab Top 3 ö. 
  Tobias Humpf CSU   Anwesend ab Top 10 ö. 
  Ernst Karl FW    
  Stefan Klein B90/GRÜNE    
  Andreas Kögler CSU   Anwesend ab Top 10 ö. 
  Walter Lechler WL    
  Bernd Lober SPD   Anwesend ab Top 6 ö. 
  Thomas Müller CSU   Abwesend ab Top 13 ö. 
  Georg Piott WL   Anwesend ab Top 3 ö. 
  Uscha Schaudig FW    
  Hubertus Schmidt CSU   Abwesend ab Top 13 ö. 
  Markus Schneider FW    
  Heinrich Schöllmann CSU   Anwesend ab Top 3 ö. 
  Robert Tafferner B90/GRÜNE    
  Gerhard Zitzmann B90/GRÜNE    
  Dr. Klaus Zwicker SPD   Anwesend ab Top 5 ö. 
 
Abwesend: 

Mitglieder: 
  2. BM Paul Beitzer SPD   Entschuldigt 
  Hans-Peter Mattausch CSU   Entschuldigt 
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Niederschrift 
 
 

In der heutigen Sitzung wurde über folgende Tagesordnungspunkte beschlossen und über wei-
tere Tagesordnungspunkte beraten. 
 
 
 
Bürgerfrageviertelstunde 
 
 
Bericht des Oberbürgermeisters 
 
 
Anfragen aus dem Stadtrat 
 

1. Verordnung der Stadt Dinkelsbühl über die Öffnung von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen anlässlich von Märkten für 
die Jahre 2014 bis 2018 

I/026/2013  

2. DSL-Förderprogramm "Schnelles Internet für Bayern" - aktueller 
Sachstand 

VII/029/2013  

3. Bericht des Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses 
über die Prüfungstätigkeit im Rahmen der Jahresrechnung 2012 

IV/062/2013  

4. Feststellung der Jahresrechnung 2012 der Stadt Dinkelsbühl IV/063/2013  

5. Feststellung der Jahresrechnung 2012 der Hospitalstiftung Din-
kelsbühl gem. Art. 102 GO 

IV/064/2013  

6. Aufstellung des Bund-Länder-Städtebauförderungsprogramms 
2014 

IV/065/2013  

7. Jahresabschlussprüfung 2012 VII/031/2013  

8. Vergabe der Tiefbauarbeiten 2014  für die Stadt  
Dinkelsbühl und die Stadtwerke Dinkelsbühl 
(Jahresausschreibung) - Kanalhausanschlüsse im 
öffentlichen Grund, Straßenunterhalt, 
Wasserrohrbrüche, Schieberauswechslung, Kabelfehler usw. 

VI/105/2013  

9. Umgestaltung der Wörnitzstraße - Finanzierung der Maßnahme IV/066/2013  

10. Erschließung Baugebiet "Am Gaisfeld BA III" 
- Vergabe der Ingenieurleistungen der inneren Erschließung des 
Baugebiets - 

VI/108/2013  

11. Erschließung Baugebiet "Am Gaisfeld BA III" 
- Vergabe der Ingenieurleistungen "äußere Erschließung" - 

VI/111/2013  

12. Gewerbegebiet Waldeck BA II 
Vergabe der Erd/Tiefbauarbeiten 
- Regenrückhaltebecken - 

VI/109/2013  

13. 03. Änderung Bebauungsplan Waldeck Ost" und 09. Änderung 
Flächennutzungsplan 

VI/110/2013  
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14. Bauvoranfrage für die Errichtung von jeweils einem Wohnhaus 
auf den Grundstücken Flur-Nrn. 849 und 850 Gemarkung Lan-
gensteinbach 

VI/104/2013  

15. Bauvoranfrage für die Errichtung eines Einfamilienwohnhauses 
auf dem Grundstück Flur-Nr. 609 Gemarkung Neustädtlein (Ho-
henschwärz) 

VI/106/2013  

16. Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienwohnhauses auf 
dem Grundstück Flur-Nr. 1304 Gemarkung Wolfertsbronn 

VI/107/2013  

 
Genehmigung der Niederschrift 
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Bürgerfrageviertelstunde 

Anfragen aus der Bürgerschaft waren nicht vorhanden.  
 
 
Bericht des Oberbürgermeisters 

 
Oberbürgermeister Dr. Hammer berichtete zu folgenden Punkten: 
 
1. Klaus Töpfer beim Volkstrauertag 2014 

Der ehemalige Bundesminister und Exekutivdirektor des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen Klaus Töpfer hat als Referent für den Volkstrauertag 2014 zugesagt. 

 
2. Zensus 2011 

Der Zensus 2011 (Stichtag 9.5.11) hat das Ziel, eine möglichst genaue Momentaufnahme 
von Daten zur Bevölkerung, zur Erwerbstätigkeit und zur Wohnsituation zu liefern. Laut die-
sem Bescheid hat die Stadt Dinkelsbühl 11.216 Einwohner und nach dem städtischen Mel-
deregister zum 31.12.11 hat die Stadt 11.529 Einwohner. Auf eine Klage der Stadt wird ver-
zichtet. 
 

3. Straßenausbau sowie Geh- und Radwege 
Innenminister Joachim Herrmann hat ein Antwortschreiben bezüglich des Straßen-ausbaus 
im Magischen Dreiecks geschickt. Er teilt darin u.a. mit, dass die erforderliche Zustimmung 
des Bundes zum Bau der Ortsumfahrung B25 noch im Jahr 2013 erfolgen wird. Auch teilt 
der Minister mit, dass das Projekt „St 2220 Verlegung westlich Dinkelsbühl“ in den Staat-
straßenausbauplan und die Ortsumgehung im Zuge der B 25 für Neustädtlein  für die aktuel-
le Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans angemeldet wurde. 
  
Dr. Hammer berichtet, dass nach Gesprächen mit dem Staatlichen Bauamt und mit der 
Obersten Baubehörde davon ausgegangen werden kann, dass ein fünfarmiger Kreisverkehr 
bei Gaisfeld III eben-so wie die Geh- und Radwege entlang der Kreisstraße AN45 und ent-
lang der ST 2220 Richtung Segringen zuwendungsfähig sind. 

 
4. Ladenschluss bei Langer Einkaufsnacht 

Die Regierung hat bewilligt, dass die Verkaufsstellen an der Langen Einkaufsnacht am 
07.12.2013 bis 22 Uhr geöffnet sein dürfen.  

 
5. Zuschuss für Stadtmauer am Kapuzinerweg 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege bewilligt für die Erhaltung und Sicherung der 
Stadtmauer am Kapuzinerweg einen Zuschuss von 10.000 Euro.  

 
6. Zuweisung für Kinderkrippe St. Paul  

Die Regierung von Mittelfranken hat die erste Rate über 70.000 Euro (Gesamt: 93.000 Eu-
ro) für die Generalinstandsetzung der Kinderkrippe St. Paul überwiesen. 

 
7. Ansprechpartner für die Anliegen der Menschen mit einer Behinderung  

Hauptamtsleiter Thomas Staufinger wurde auf Nachfrage vom Landkreis zum Ansprech-
partner im Rathaus für die Anliegen der Menschen mit einer Behinderung benannt. 
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Anfragen aus dem Stadtrat 

 
1. Stadträtin Held teilte mit, dass am Samstag den 30.11.2013 um 18:00 Uhr der Crailsheimer 

Oberbürgermeister Michl eine Lesung in ihrem Cafe abhalten wird; am Samstag den 
14.12.2013 wird Landrat Dr. Ludwig ebenfalls um 18:00 Uhr eine Lesung dort abhalten. 
Hierzu hat sie herzlich eingeladen. 
 

2. Stadtrat Lober zitierte aus dem aktuellen Koalitionsvertrag und fragte nach dem aktuellen 
Sachstand bezüglich geplanter Windenergieanlagen nach. OB Dr. Hammer verwies hierzu 
auf den nicht öffentlichen Teil der Sitzung. 

 
3. Stadträtin Fees teilte mit, dass für den Stand des Freundeskreises Schäßburg noch Verkäu-

fer gesucht werden. 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: I/026/2013 

Berichterstatter: Frau Bettina Schneider 

Betreff: Verordnung der Stadt Dinkelsbühl über die Öffnung 
von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen anläss-
lich von Märkten für die Jahre 2014 bis 2018 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Durch den Ablauf der Verordnung über die Öffnung von Verkaufsstellen an Sonn- und Feierta-
gen anlässlich von Märkten für die Jahre 2009 – 2013 soll ab 2014 wieder für 5 Jahre die bei-
liegende Verordnung erlassen werden. 
 
Vor Erlass der Rechtsverordnung sind im Interesse einer sachgemäßen und einheitlichen 
Handhabung der Einzelhandelsverband, die Gewerkschaften, die örtlichen Kirchen, die Indust-
rie- und Handelskammer, die Handwerkskammer und die Kreisverwaltungsbehörden rechtzeitig 
zu hören. 
 
Die Anhörung wurde mit Brief vom 06. November durchgeführt. Das Ergebnis wird in der Sit-
zung bekannt gegeben. 
 
Anlage: 1 Verordnung 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die beiliegende Verordnung wird erlassen. Sie ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
 
 

64. Sitzung des Stadtrates Beschlussnummer: SR/20131127/Ö1 
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Beschluss: 
 
Die beiliegende Verordnung wird erlassen. Sie ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VII/029/2013 

Berichterstatter: Herr Andreas Karl 

Betreff: DSL-Förderprogramm "Schnelles Internet für Bayern" - 
aktueller Sachstand 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Ohne Vorlage 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
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Beschluss: 
 
Bericht dient zur Kenntnis. Ohne Beschluss. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: IV/062/2013 

Berichterstatter: Herr Günter Pomp 

Betreff: Bericht des Vorsitzenden des Rechnungsprüfungs-
ausschusses über die Prüfungstätigkeit im Rahmen 
der Jahresrechnung 2012 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat seine Prüfungstätigkeit im Rahmen der Jahresrechnung 
2012 am 11.11.2013 beendet. Der Ausschussvorsitzende, Herr Stadtrat Tafferner, wird über die 
Prüfungstätigkeiten in der Sitzung berichten. 
 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Ohne Beschluss. Bericht zur Kenntnis. 
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Beschluss: 
 
Ohne Beschluss. Bericht dient zur Kenntnis. 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: IV/063/2013 

Berichterstatter: Herr Günter Pomp 

Betreff: Feststellung der Jahresrechnung 2012 der Stadt Din-
kelsbühl 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Die Jahresrechnung 2012 wurde fristgerecht erstellt und vom Stadtrat am 24. April 2013 zur 
Kenntnis genommen. Der Vorlage schloss sich die örtliche Rechnungsprüfung an. Über die 
Feststellungen bzw. Anregungen hat der Rechnungsprüfungsausschuss unter Hinzuziehung 
der Verwaltung beraten. Erhobene Prüfungserinnerungen wurden bereinigt bzw. werden weiter 
verfolgt. 
 
Die nach § 77 Abs. 2 KommHV erforderlichen Bestandteile zur Jahresrechnung (Schulden-, 
Rücklagenübersicht, Rechnungsquerschnitt, Vorschüsse und Verwahrgelder u. a.) lagen vor. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in seiner Sitzung am 11.11.13 erklärt, die örtliche Prü-
fung der Jahresrechnung 2012 als abgeschlossen zu betrachten und dem Stadtrat die Feststel-
lung der Jahresrechnung vorzuschlagen. Über die Prüfungstätigkeit berichtet der Ausschuss-
vorsitzende, Herr Stadtrat Tafferner, in der Sitzung. 
 
Anlage: Feststellung des Jahresergebnisses 2012 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Jahresrechnung 2012 der Stadt Dinkelsbühl entspricht den Vorschriften des § 77 KommHV. 
Sie wird daher mit dem beiliegenden Ergebnis gem. Art. 102 GO festgestellt. 
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Beschluss: 
 
Die Jahresrechnung 2012 der Stadt Dinkelsbühl entspricht den Vorschriften des § 77 KommHV. 
Sie wird daher mit dem beiliegenden Ergebnis gem. Art. 102 GO festgestellt. 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 



64. Sitzung des Stadtrates vom 27.11.2013, öffentlich Seite 10 von 29 

 
Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: IV/064/2013 

Berichterstatter: Herr Günter Pomp 

Betreff: Feststellung der Jahresrechnung 2012 der Hospital-
stiftung Dinkelsbühl gem. Art. 102 GO 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Die Jahresrechnung 2012 wurde fristgerecht erstellt und vom Stadtrat am 24.04.13 zur Kenntnis 
genommen. Der Vorlage schloss sich die örtliche Rechnungsprüfung an. Über die Feststellun-
gen bzw. Anregungen hat der Rechnungsprüfungsausschuss unter Hinzuziehung der Verwal-
tung beraten. Erhobene Prüfungserinnerungen wurden bereinigt bzw. werden weiter verfolgt. 
 
Die nach § 77 KommHV erforderlichen Bestandteile zur Jahresrechnung (Schulden-, Rückla-
genübersicht, Rechnungsquerschnitt, Gruppierungsübersicht, Vorschüsse und Verwahrgelder 
u. a.) lagen vor. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in seiner Sitzung am 11.11.13 erklärt, die örtliche Prü-
fung der Jahresrechnung 2012 als abgeschlossen zu betrachten und dem Stadtrat die Feststel-
lung der Jahresrechnung vorzuschlagen. Über die Prüfungstätigkeit berichtet der Ausschuss-
vorsitzende, Herr Stadtrat Tafferner, zur Sitzung. 
 
Anlage: Feststellung des Jahresergebnisses 2012 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Jahresrechnung 2012 der Hospitalstiftung Dinkelsbühl entspricht den Vorschriften des § 77 
KommHV. Sie wird daher mit dem beigefügten Ergebnis gem. Art. 102 GO festgestellt. 
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Beschluss: 
 
Die Jahresrechnung 2012 der Hospitalstiftung Dinkelsbühl entspricht den Vorschriften des § 77 
KommHV. Sie wird daher mit dem beigefügten Ergebnis gem. Art. 102 GO festgestellt. 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: IV/065/2013 

Berichterstatter: Herr Günter Pomp 

Betreff: Aufstellung des Bund-Länder-
Städtebauförderungsprogramms 2014 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Die in der Anlage aufgeführten Maßnahmen werden zur Aufnahme für das Programmjahr 2014 
vorgeschlagen. 
Die Bedarfsmitteilung dient insbesondere der Bereitstellung der Mittelkontingente, eine Ent-
scheidung über die Durchführung und Finanzierung von Einzelmaßnahmen ist damit nicht ver-
bunden. Allerdings sollten im Rahmen der Haushaltsberatungen 2014 entsprechende Eigenmit-
tel für städtebauliche Maßnahmen bereitgestellt werden, damit eine kontinuierliche Fortführung 
des Programms gewährleistet ist. Der Fördersatz beträgt grundsätzlich 60 Prozent der förderfä-
higen Kosten. 
 
Wegen der allgemeinen Mittelknappheit bzw. Kürzungen im Bund-Länder-
Städtebauförderungsprogramm ist davon auszugehen, dass die angemeldeten förderfähigen 
Kosten sowohl 2014 als auch in den Fortschreibungsjahren 2015 bis 2017 reduziert werden. So 
wurden bspw. von 765.000 € angemeldeten förderfähigen Kosten für das Programmjahr 2013 
lediglich 220.000 € berücksichtigt. 
 
Anlage: Bedarfsmitteilung Städtebauförderung zum Jahresantrag 2014 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
Mit der vorgelegten Bedarfsmitteilung für das Programmjahr 2014 besteht Einverständnis. 
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Beschluss: 
 
Mit der vorgelegten Bedarfsmitteilung für das Programmjahr 2014 besteht Einverständnis. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VII/031/2013 

Berichterstatter: Herr Werner Lechler 

Betreff: Jahresabschlussprüfung 2012 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
In der Stadtratssitzung vom 24. Juli 2013 wurde der Jahresabschluss 2012 mit Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung, Anhang mit Anlagennachweis, Erfolgsübersicht und Lagebericht der 
Stadtwerke vorgestellt. Der Stadtrat wurde darüber informiert, dass laut mündlicher Bespre-
chung mit Herrn Wirtschaftsprüfer Christian Göb im Hause des Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverbandes sich keine wesentlichen Beanstandungen ergeben haben, sodass der Bestäti-
gungsvermerk ohne Einschränkungen erteilt werden wird. Wie aus den beigefügten Auszügen 
des Prüfungsberichtes ersichtlich hat die Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung 
der Buchführung und des Lageberichtes zu keinen Einwendungen geführt und der Bestäti-
gungsvermerk wurde ohne Einschränkung erteilt.  
 
Anlage 
Auszüge Prüfung JA 2012 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der Prüfungsbericht des Jahresabschlusses 2012 wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Der Jahresabschluss 2012 mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang mit Anlagen-
nachweis, Erfolgsübersicht und Lagebericht der Stadtwerke wird festgestellt. Der Gewinn des 
Jahres 2012 in Höhe von 58.065,89 Euro wird den allgemeinen Rücklagen zugeführt. Der 
Werkleitung und dem Oberbürgermeister wird für das Jahr 2012 Entlastung erteilt. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses und der Jahresabschlussprüfung 2012 
ist zu veranlassen. 
 
Der Jahresabschluss und Prüfbericht ist bei den Stadtwerken an 7 Tage während der üblichen 
Geschäftszeiten zur Einsichtnahme aufzulegen. 
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Beschluss: 
 
Der Prüfungsbericht des Jahresabschlusses 2012 wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Der Jahresabschluss 2012 mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang mit Anlagen-
nachweis, Erfolgsübersicht und Lagebericht der Stadtwerke wird festgestellt. Der Gewinn des 
Jahres 2012 in Höhe von 58.065,89 Euro wird den allgemeinen Rücklagen zugeführt. Der 
Werkleitung und dem Oberbürgermeister wird für das Jahr 2012 Entlastung erteilt. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses und der Jahresabschlussprüfung 2012 
ist zu veranlassen. 
 
Der Jahresabschluss und Prüfbericht ist bei den Stadtwerken an 7 Tage während der üblichen 
Geschäftszeiten zur Einsichtnahme aufzulegen. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/105/2013 

Berichterstatter: Herr Holger Göttler 

Betreff: Vergabe der Tiefbauarbeiten 2014  für die Stadt  
Dinkelsbühl und die Stadtwerke Dinkelsbühl 
(Jahresausschreibung) - Kanalhausanschlüsse im 
öffentlichen Grund, Straßenunterhalt, 
Wasserrohrbrüche, Schieberauswechslung, Kabelfeh-
ler usw. 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Für o.a. Arbeiten fand eine Beschränkte Ausschreibung statt. Das Leistungsverzeichnis wurde 
in zwei Lose aufgeteilt. 
Die Lose gliedern sich folgendermaßen auf: 
Los 1: Tiefbauarbeiten Stadtbauamt 
Los 2: Tiefbauarbeiten Stadtwerke Dinkelsbühl 
Für die gesamte Ausschreibung ist die Firma Konrad Engelhardt, Botzenweiler, der mindest-
nehmende Bieter. 
 
Nach fachtechnischer und rechnerischer Prüfung ergab sich folgender Preisspiegel 
(inkl. MwSt.): 
        Los 1    Los 2  Gesamtsumme 
 

1. Fa. Konrad  Engelhardt, Botzenweiler 169.465,52€ 113.610,49€ 283.076,01€ 
2.       202.887,96€ 138.770,77€ 341.658,73€ 
3.       219.021,53€ 167.678,71€ 386.700,24€ 

 
Im städtischen Haushalt und im Wirtschaftsplan der Stadtwerke sind die Mittel für das  
Haushaltsjahr 2014 einzuplanen. 
 
 
Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 283.076,01€ 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 0,00 € bei HSt.: 0.6479.5160/SWD DKB 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 0,00 € werden gedeckt durch: 

- Einsparungen bei HSt.:       

 - Mehreinnahmen bei HSt.:       
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20 

  
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Es wir beschlossen, der Firma Konrad Engelhardt, Botzenweiler  
für das Rechnungsjahr 2014 den Auftrag in Höhe von 283.076,01 € zu erteilen. 
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Beschluss: 
 
Es wir beschlossen, der Firma Konrad Engelhardt, Botzenweiler  
für das Rechnungsjahr 2014 den Auftrag in Höhe von 283.076,01 € zu erteilen. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: IV/066/2013 

Berichterstatter: Herr Günter Pomp 

Betreff: Umgestaltung der Wörnitzstraße - Finanzierung der 
Maßnahme 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Die beabsichtigten Baumaßnahmen wurden in der Stadtratssitzung am 23.10.2013 umfänglich 
vorgestellt und vom Stadtrat einstimmig gebilligt. 
Neben der Neugliederung der Straßenoberflächen wird u. a. der Gehsteig auf der Nordseite der 
Straße barrierefrei umgestaltet. In der Zwischenzeit hat sich ergeben, dass auch die Stadtwerke 
im Bereich des Altrathausplatzes die Wasserleitung erneuern müssen. Auf Grund dieser Maß-
nahme bietet sich an, den barrierefreien Plattenbelag vom Wörnitztor Richtung Münster St. 
Georg fortzuführen und in die städtebauliche Maßnahme mit einzubeziehen. Details zur Bau-
ausführung werden in der Sitzung erläutert. 
 
Nach der Kostenschätzung des Stadtbauamtes vom November 2013 betragen die Gesamtkos-
ten der Maßnahme 300.000 €. 2014 fallen voraussichtlich 180.000 €, 2015 120.000 € an. 
 
Die Finanzierung ist wie folgt vorgesehen: 

Beschreibung Kosten 
Kosten nach Kostenschätzung November 2013 300.000 € 
Ausbaubeiträge gem. Satzung   67.000 € 
Zwf. Kosten Städtebauförderung 237.000 € 
Zuschuss StBauFG 60% 142.000 € 
Eigenmittel Stadt gesamt   95.000 € 

 
 
 
Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 300.000 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja 300.000  bei HSt. UA 6307 2013-2015 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 0,00 € werden gedeckt durch: 

- Einsparungen bei HSt.:       

 - Mehreinnahmen bei HSt.:       
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20 

  
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Mit der Durchführung der Maßnahme auf Grundlage der vorstehenden Finanzierung besteht 
Einverständnis. 
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Beschluss: 
 
Mit der Durchführung der Maßnahme auf Grundlage der vorstehenden Finanzierung besteht 
Einverständnis. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/108/2013 

Berichterstatter: Herr Holger Göttler 

Betreff: Erschließung Baugebiet "Am Gaisfeld BA III" 
- Vergabe der Ingenieurleistungen der inneren Er-
schließung des Baugebiets - 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Um die künftigen Erschließungsarbeiten für das Wohnbaugebiet “Am Gaisfeld“ BA III zeitnah 
umsetzen zu können und parallel zum Bebauungsplanverfahren zu entwickeln, ist es erforder-
lich, die notwendigen Ingenieurleistungen der inneren Erschließung für die Planung der Ver-
kehrsanlagen im Baugebiet und die Entwässerung des Baugebietes zu vergeben.. 
 
Vom Ing.-Büro Härtfelder, Feuchtwangen, liegt ein Honorarangebot vor. Die geschätzten Her-
stellungskosten betragen für die innere Erschließung für den Straßenbau ca. 1.000.000 EUR 
netto.  
 
Verkehrsanlagen innerhalb des Baugebietes. 

Nach der Gebührenordnung HOAI 2013 Teil 3, § 48 ergibt dies unter Festlegung der Honorar-
zone II, Mindestsatz, ein Grundhonorar von 70.597,00 EUR.  
 
Dies teilt sich folgendermaßen auf :  
LP 1 - 4 
- Grundlagenermittlung   0 %  (2 %) 
- Vorplanung  10 %  (20 %) 
- Entwurfsplanung  25 % 
- Genehmigungsplanung  0 % (entfällt !) 
  35 % 

 
LP 5 - 9 
- Ausführungsplanung  15 % 
- Vorbereitung der Vergabe  10 % 
- Mitwirkung bei der Vergabe  4 % 
- Objektüberwachung  15 % 
- Objektbetreuung und Dokumentation  1 %  
  45 % 

 
Dies ergibt ein Gesamthonorar von 69.224,59 EUR brutto ( inklusive Nebenkosten) 
   
 
Die Herstellungskosten für den Kanalbau des neuen Baugebietes betragen ca. 1.100.000 EUR 
 
Kanalbauarbeiten. 

Nach der Gebührenordnung HOAI 2013 Teil 3, § 44 ergibt dies unter Festlegung der Honorar-
zone II, Mindestsatz, ein Grundhonorar von 75.771,60 EUR.  
 
Dies teilt sich folgendermaßen auf :  
LP 1 - 4 
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- Grundlagenermittlung   0 %  (2 %) 
- Vorplanung  20 %  
- Entwurfsplanung  25 % 
- Genehmigungsplanung  5 % 
  50 % 

 
LP 5 - 9 
- Ausführungsplanung  15 % 
- Vorbereitung der Vergabe  13 % 
- Mitwirkung bei der Vergabe  4 % 
- Objektüberwachung  15 % 
- Objektbetreuung und Dokumentation  1 %  
  48 % 

 
Dies ergibt ein Gesamthonorar von 91.015,79 EUR brutto (inklusive Nebenkosten) 
   
 
Aufgrund der gleichzeitigen Beauftragung des Bebauungsplanes an das Büro Härtfelder wird 
ein Nachlass von 10 % auf die Entwässerung und den Straßenbau gewährt.  
 
Dies ergibt einen Nachlass von 16.024,04 EUR brutto und somit Honorarkosten von zusammen 
144.216,34 EUR für die innere Erschließung des Baugebietes. 
 
Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 3.400.000,00 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja 1.400.000,00 € bei HSt.: 1.6301.9503 (2014 – 2016) 
  1.400.000,00 € bei HSt.: 1.7004.9503 (2014 – 2016) 
 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 600.000,00 € werden gedeckt durch: 

 
- ist in der Finanzplanung 2015/2016 mit vorzusehen !  

 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Mit der Vergabe der Ingenieurleistungen zu den Bedingungen des vorgenannten Angebotes 
besteht Einverständnis.  
Es wird beschlossen, auf der Basis des Angebotes einen Ingenieurvertrag abzuschließen für 
die Leistungsphasen 1 – 4; dies entspricht Honorarkosten in Höhe von 69.050,15 EUR. 
 

64. Sitzung des Stadtrates Beschlussnummer: SR/20131127/Ö14 

Ja 21  Nein 0  Anwesend 21   

 
Beschluss: 
Mit der Vergabe der Ingenieurleistungen zu den Bedingungen des vorgenannten Angebotes 
besteht Einverständnis.  
Es wird beschlossen, auf der Basis des Angebotes einen Ingenieurvertrag abzuschließen für 
die Leistungsphasen 1 – 4; dies entspricht Honorarkosten in Höhe von 69.050,15 EUR. 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 



64. Sitzung des Stadtrates vom 27.11.2013, öffentlich Seite 20 von 29 

 
Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/111/2013 

Berichterstatter: Herr Holger Göttler 

Betreff: Erschließung Baugebiet "Am Gaisfeld BA III" 
- Vergabe der Ingenieurleistungen "äußere Erschlie-
ßung" - 

Sachverhaltsdarstellung: 
Um die künftigen Erschließungsarbeiten für das Wohnbaugebiet “Am Gaisfeld“ BA III zeitnah 
umsetzen zu können und parallel zum Bebauungsplanverfahren zu entwickeln, ist es erforder-
lich, die notwendigen Ingenieurleistungen der äußeren Erschließung für die Planung der Ver-
kehrsanlagen für die Anbindung des Baugebietes zu ermöglichen. 
 
Vom Ing.-Büro Härtfelder, Feuchtwangen, liegt ein Honorarangebot vor. Die geschätzten Her-
stellungskosten betragen für die äußere Erschließung ca. 875.000 EUR netto. Diese Kosten 
teilen sich auf in den Kreisverkehrsplatz ca. 400.000 EUR, die Fußgängerbrücke ca. 275.000 
EUR netto und für den Durchlass und die Anbindung in das Baugebiet ca. 200.000 EUR netto. 
 
 
Verkehrsanlagen äußere Erschließung 
Nach der Gebührenordnung HOAI 2013 Teil 3, § 48 ergibt dies unter Festlegung der Honorar-
zone III, Mindestsatz, ein Grundhonorar von 74.141,50 EUR. 
 
Dies teilt sich folgendermaßen auf:  
LP 1 - 4 
- Grundlagenermittlung   2 % 
- Vorplanung  20 % 
- Entwurfsplanung  25 % 
- Genehmigungsplanung  8 % 
  55 % 

LP 5 - 9 
- Ausführungsplanung  15 % 
- Vorbereitung der Vergabe  10 % 
- Mitwirkung bei der Vergabe  4 % 
- Objektüberwachung  15 % 
- Objektbetreuung und Dokumentation  1 %  
  45 % 

 
Dies ergibt ein Honorar von 90.875,24 EUR brutto ( inklusive Nebenkosten) 
   
 
Aufgrund der gleichzeitigen Beauftragung des Bebauungsplanes an das Büro Härtfelder wird 
ein Nachlass von 10 % auf den Straßenbau gewährt.  
 
Dies ergibt einen Nachlass von 9.087,52 EUR brutto und somit Honorarkosten von zusammen 
81.787,72 EUR für die äußere Erschließung des Baugebietes. 
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Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 3.400.000,00 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 1.400.000,00 € bei HSt.: 1.6301.9503 ( 2014 – 2016) 
  1.400.000,00 € bei HSt.: 1.7004.9503 (2014 – 2016) 
 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 600.000,00 € werden gedeckt durch: 

- ist in die Finanzplanung 2015/2016 mit einzuplanen !      
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Mit der Vergabe der Ingenieurleistungen zu den Bedingungen des vorgenannten Angebotes 
besteht Einverständnis.  
Es wird beschlossen, auf der Basis des Angebotes einen Ingenieurvertrag abzuschließen für 
die Leistungsphasen 1 – 4; dies entspricht Honorarkosten von 44.983,24 EUR. 
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Beschluss: 
Mit der Vergabe der Ingenieurleistungen zu den Bedingungen des vorgenannten Angebotes 
besteht Einverständnis.  
Es wird beschlossen, auf der Basis des Angebotes einen Ingenieurvertrag abzuschließen für 
die Leistungsphasen 1 – 4; dies entspricht Honorarkosten von 44.983,24 EUR. 
 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/109/2013 

Berichterstatter: Herr Holger Göttler 

Betreff: Gewerbegebiet Waldeck BA II 
Vergabe der Erd/Tiefbauarbeiten 
- Regenrückhaltebecken - 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Das Baugebiet Waldeck wurde im Jahre 2001/2002 erschlossen. Das vorhandene Rückhalte-
becken Süd mit Bodenfilter ist nur für den 1. Bauabschnitt konzipiert. Das Rückhaltebecken 
Nord ist bereits für den 2. Bauabschnitt geplant und besitzt die  wasserrechtliche Einleitungser-
laubnis. 
 
Durch die Ansiedlung von Lattonedil ist der 2. Bauabschnitt zum großen Teil bereits bebaut. 
Aus diesem Grund muss das Rückhaltebecken nun gebaut werden. Da zur Sicherstellung der 
notwendigen Löschwasserversorgung das Wasserversorgungsnetz nicht ausreicht, muss das 
Becken größer als ursprünglich geplant dimensioniert werden. 
Zudem ist eine Umfahrung notwendig, damit die Feuerwehr das Becken anfahren kann. 
Bei der Umsetzung wird auch die geplante Erweiterung von Lattonedil mit berücksichtigt. Aus 
diesen Gründen ist zu erwarten, dass das Becken deutlich teurer als die ursprünglich veran-
schlagten Kosten von ca. 200.000 EUR wird. 
  
Das Stadtbauamt hat die Erd/Tiefbauarbeiten beschränkt ausgeschrieben.  
Nach rechnerischer und fachtechnischer Prüfung ergab sich folgender Preisspiegel. 
 
1 Fa. Ernst Hähnlein, Feuchtwangen    287.288,61 € 
2. Fa.           00.000,00 € 
3. Fa.          00.000,00 € 
4. Fa.           00.000,00 € 
5. Fa.           00.000,00 € 
 
............................................................................................................................................. 
 
Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 350.000,00 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 190.000,00 € bei HSt.: 1.7915.9500 
    85.000,00 € bei HSt.: 1.7915.9501 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 75.000,00 € werden gedeckt durch: 

 
 - Veranschlagung im Haushalt 2014 
 - Einsparungen bei HSt.:       

 - Mehreinnahmen bei HSt.:       
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20 

 
Vorschlag zum Beschluss: 
Es wird beschlossen der Fa. Ernst Hähnlein, Feuchtwangen den Auftrag für die 
Erd/Tiefbauarbeiten Gewerbegebiet Waldeck BA II, Regenrückhaltebecken Nord in Höhe von 
287.288,61 EUR zu erteilen. 
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Beschluss: 
Es wird beschlossen der Fa. Ernst Hähnlein, Feuchtwangen den Auftrag für die 
Erd/Tiefbauarbeiten Gewerbegebiet Waldeck BA II, Regenrückhaltebecken Nord in Höhe von 
287.288,61 EUR zu erteilen. 
 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/110/2013 

Berichterstatter: Herr Klaus Wüstner 

Betreff: 03. Änderung Bebauungsplan Waldeck Ost" und 09. 
Änderung Flächennutzungsplan 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
Der Stadtrat hat sich am 23. Oktober 2013 im Grundsatz dafür ausgesprochen und beschlos-
sen, dass die Grundstücksflächen 192, 191, 180, 188 und eine Teilfläche aus Flst.Nr. 187 Ge-
markung Waldeck in bebaubare Fläche umgewandelt wird. Voraussetzung ist hierfür die Ände-
rung bzw. räumliche Erweiterung des bestehenden Bebauungsplanes „Gewerbe- und Industrie-
gebiet Waldeck – Ost“ (03. Änderung) und parallel dazu die 9. Änderung des Flächennutzungs-
planes. Die vorbereitende (Flächennutzungsplan) und die verbindliche Bauleitplanung (Bebau-
ungsplan) wurde an das Ingenieurbüro Heller vergeben. Das Büro Heller hat im Jahre 2013 
denselben Bebauungsplan schon einmal in Verbindung mit dem Bauvorhaben Gemüsebau 
Scherzer geändert. Die neuerliche Änderung steht im Zusammenhang mit einem Erweiterungs-
vorhaben von Lattonedil zwischen dem bestehenden Bau und der Kreisstraße AN 43. Weil mit 
der Erweiterung die Distanz zwischen dem Dorfrand und einzeln stehenden Anwesen geringer 
wird, wurde das Ingenieurbüro Sorge zwecks einer schallimmissionsschutztechnischen Unter-
suchung und Beurteilung gem. DIN 18005, DIN 45691 und der TA Lärm beauftragt. 
 
Die Verwaltung hat nunmehr einen Entwurf zur 03. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- 
und Industriegebiet WALDECK - OST" samt einem Entwurf zur  9. Änderung des Flächennut-
zungsplanes durch das Planungsbüro Heller ausarbeiten lassen und legt diesen einschließlich 
Begründung und einem Umweltbericht (gem. § 2a BauGB) als gesondertem Bestandteil der 
Begründung jew. in der Fassung vom 27. November 2013 zur Beschlussfassung vor.  
 
 
Anlage/n: 

 
1 Entwurf - 03. Änderung des Bebauungsplanes (Planteil – Verkleinerung auf DIN A 4) 
1 Textteil zum Planentwurf – 03. Änderung des Bebauungsplanes 
1 Begründung zur Bebauungsplanänderung, jew. vom 27. November 2013 
1 Entwurf – 09. Änderung des Flächennutzungsplanes (Planteil – Verkleinerung DIN A 4) 
1 Begründung zur Flächennutzungsplanänderung, jew. vom 27. November 2013 

 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes „GEWERBE- UND INDUSTRIEGEBIET WALDECK-
OST“ und die 9. Änderung des Flächennutzungsplanes werden gem. den Bestimmungen des 
Baugesetzbuches im qualifizierten Verfahren aufgestellt.  
 
Grundlage des Aufstellungsbeschlusses sind das Deckblatt zur 03. Änderung des Bebauungs-
planes "GEWERBE- und INDUSTRIEGEBIET WALDECK - OST" als Plan- und als Textteil, die 
Begründung, der Planentwurf zur 9. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begrün-
dung, jew. vom 27. November 2013.  
 
Der Geltungsbereich der Änderung auf der Grundlage der 03. Änderung des Bebauungsplanes 
umfasst Teilflächen aus den Grundstücken 16, 197, 187 und 188 sowie die Grundstück mit den 
Flst.Nrn. 189, 190, 191 und 192 und dazu im südöstlichen Planbereich Teilflächen aus den 
Grundstücken 186, 193, 194 und 195 – alle jeweils Gemarkung Waldeck.  
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Der Geltungsbereich der Änderung umfasst damit den im bestehenden Bebauungsplan 
(rechtswirksam seit dem 24.07.2002 i.d.F. vom 19.09.2013) als Grünfläche ausgewiesenen Be-
reich zwischen der Festsetzung des Gewerbegebietes und der Kreisstraße AN 43 sowie im öst-
lichen Bereich die Grünfläche zwischen der Festsetzung des Gewerbegebietes und dem Wei-
herwehrweg (Flst.Nrn. 186 und 195/1 Gmkg. Waldeck). 
 
Die Verfahren zur qualifizierten (3.) Änderung des Bebauungsplanes und des (9.) Änderungs-
verfahrens zum Flächennutzungsplan sind (parallel) zügig durchzuführen. 
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Beschluss: 
 
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes „GEWERBE- UND INDUSTRIEGEBIET WALDECK-
OST“ und die 9. Änderung des Flächennutzungsplanes werden gem. den Bestimmungen des 
Baugesetzbuches im qualifizierten Verfahren aufgestellt.  
 
Grundlage des Aufstellungsbeschlusses sind das Deckblatt zur 03. Änderung des Bebauungs-
planes "GEWERBE- und INDUSTRIEGEBIET WALDECK - OST" als Plan- und als Textteil, die 
Begründung, der Planentwurf zur 9. Änderung des Flächennutzungsplanes und die Begrün-
dung, jew. vom 27. November 2013.  
 
Der Geltungsbereich der Änderung auf der Grundlage der 03. Änderung des Bebauungsplanes 
umfasst Teilflächen aus den Grundstücken 16, 197, 187 und 188 sowie die Grundstück mit den 
Flst.Nrn. 189, 190, 191 und 192 und dazu im südöstlichen Planbereich Teilflächen aus den 
Grundstücken 186, 193, 194 und 195 – alle jeweils Gemarkung Waldeck.  
 
Der Geltungsbereich der Änderung umfasst damit den im bestehenden Bebauungsplan 
(rechtswirksam seit dem 24.07.2002 i.d.F. vom 19.09.2013) als Grünfläche ausgewiesenen Be-
reich zwischen der Festsetzung des Gewerbegebietes und der Kreisstraße AN 43 sowie im öst-
lichen Bereich die Grünfläche zwischen der Festsetzung des Gewerbegebietes und dem Wei-
herwehrweg (Flst.Nrn. 186 und 195/1 Gmkg. Waldeck). 
 
Die Verfahren zur qualifizierten (3.) Änderung des Bebauungsplanes und des (9.) Änderungs-
verfahrens zum Flächennutzungsplan sind (parallel) zügig durchzuführen. 
 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/104/2013 

Berichterstatter: Herr Dr. Christoph Hammer 

Betreff: Bauvoranfrage für die Errichtung von jeweils einem 
Wohnhaus auf den Grundstücken Flur-Nrn. 849 und 
850 Gemarkung Langensteinbach 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
In der Bauausschusssitzung vom 06.11.2013 wurde dieser Antrag behandelt. Mit einer Abstim-
mungsmehrheit wurde beschlossen, dass mit diesen Baumaßnahmen Einverständnis besteht. 
Insoweit wird auf die beiliegende Anlage verwiesen. 
Mit Eingang vom 12.11.2013 wurde dieser Beschluss fristgerecht mit der notwendigen Anzahl 
von Stadträten reklamiert (§ 8 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsordnung, Art. 32 Abs. 3 Satz 1 Ge-
meindeordnung (GO), so dass nun eine Nachprüfung im Stadtrat erfolgt. 
 
Anlagen: Bauausschuss-Beschluss, Lagepläne bzw. Auszug aus dem FlNpl 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Es wird empfohlen, dem Beschluss des Bauausschusses, nämlich die Baumaßnahmen zuzu-
lassen, zu folgen. 
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Beschluss: 
 
Es wird empfohlen, dem Beschluss des Bauausschusses, nämlich die Baumaßnahmen zuzu-
lassen, zu folgen. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/106/2013 

Berichterstatter: Herr Dr. Christoph Hammer 

Betreff: Bauvoranfrage für die Errichtung eines Einfamilien-
wohnhauses auf dem Grundstück Flur-Nr. 609 Ge-
markung Neustädtlein (Hohenschwärz) 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
In der Bauausschusssitzung vom 06.11.2013 wurde dieser Antrag behandelt. Mit einer Abstim-
mungsmehrheit wurde beschlossen, dass mit dieser Baumaßnahme Einverständnis besteht. 
Insoweit wird auf die beiliegende Anlage verwiesen. 
Mit Eingang vom 12.11.2013 wurde dieser Beschluss fristgerecht mit der notwendigen Anzahl 
von Stadträten reklamiert (§ 8 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsordnung, Art. 32 Abs. 3 Satz 1 Ge-
meindeordnung (GO)), so dass nun eine Nachprüfung im Stadtrat erfolgt. 
 
Anlagen: Bauausschuss-Beschluss, Lagepläne bzw. Auszug aus dem FlNpl 
 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Es wird empfohlen, dem Beschluss des Bauausschusses, nämlich die Baumaßnahme zuzulas-
sen, zu folgen. 
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Beschluss: 
 
Es wird empfohlen, dem Beschluss des Bauausschusses, nämlich die Baumaßnahme zuzulas-
sen, zu folgen. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Vorlage zur Sitzung des Stadtrates 

am 27.11.2013 

Vorlagennummer: VI/107/2013 

Berichterstatter: Herr Dr. Christoph Hammer 

Betreff: Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienwohn-
hauses auf dem Grundstück Flur-Nr. 1304 Gemarkung 
Wolfertsbronn 

Sachverhaltsdarstellung: 
 
In der Bauausschusssitzung vom 06.11.2013 wurde dieser Antrag behandelt. Mit einer Abstim-
mungsmehrheit wurde beschlossen, dass dieser Antrag abgelehnt wird. 
Noch in derselben Sitzung wurde jedoch einstimmig beschlossen, dass dieser Antrag in der 
folgenden Stadtratssitzung behandelt werden soll. 
 
Anlagen: Bauausschuss-Beschluss, Lagepläne bzw. Auszug aus dem FlNpl 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
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Beschluss: 
 
Die Baumaßnahme wird zugelassen. 
 
 
 
 
Dinkelsbühl, den 27.11.2013 
Stadtrat 
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Genehmigung der Niederschrift 

 
Die Niederschrift über die Sitzung vom 23.10.2013 lag während der Sitzung zur Einsichtnahme 
aus und wurde genehmigt. 
 
 
    
 
 
 
 
 
 

Dr. Christoph Hammer    Thomas Staufinger 
Oberbürgermeister    Schriftführer 
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Vorsitzender Rechnungsprüfungsausschuß 
Robert Tafferner 
Schreinersgasse 11 
91550 Dinkelsbühl 
 
 
Bericht des Rechnungsprüfungsausschusses zur Jahresrechnung 2012 
 
Vorlage f. die Stadtratssitzung am 27.11.13 
 

1. Zeitraum und Umfang der Prüfungen 
 
Es fanden insgesamt 4 Sitzungen des  RPA statt. 
Im Prüfungszeitraum von Januar 2013 bis November 2013  wurden im Rahmen der 
Jahresrechnung 2012 folgende Maßnahmen und Bereiche geprüft: 
 
 
Energetische Modernisierung und Einbau Aufzug – Rathaus Segringer Str. 30 
 
Die Aufstockung der Mittel wurde  im Rahmen des Zwischenbericht des Stadtrat 
beschlossenen. Die Maßnahme wurde mit Eigenmittel von ca. 111000 Euro durchgeführt. 
Der Kostenvoranschlag lag bei 305 0000, die tatsächliche Kosten beliefen sich auf 371 000 
Euro. Bei der Prüfung gab es keine Beanstandungen. 
 
Die Sanierung und Modernisierung des Sitzungssaals, der Büros und der 
Elektronik gestaltete sich als Logistische Herausforderung. Bei diversen Maßnahmen in 
einzelnen Räumen kamen zusätzliche Kosten für Malerarbeiten, Fußbodensanierungen und 
diversen Anschaffungen hinzu. Diese waren in sich nachvollziehbar und sicher nicht unnötig. 
Insgesamt ist aber deutlich geworden, dass bei so einer Renovierung natürlich Wünsche und 
Anregungen der Mitarbeiter des Rathauses aufgenommen werden mussten.  
 
Hierbei wurden umfangreiche Einsätze des Bauhofs geleistet. Diese konnten in der Prüfung 
nicht genau ermittelt werden. Sie wurden in die Gesamtrechnung nicht aufgenommen. 
Diese Leistungen sollen noch dokumentiert und festgehalten werden. Sie werden dem 
Prüfungsbericht noch beigefügt. 
 
Sanierung bzw. Umgestaltung Adlergasse 
Das Vorhaben war mit 60000 Euro veranschlagt. Mit einer abgerechneten Summe von 
64858 Euro wurde die Baumaßnahme von den Kosten fast punktgenau finanziert. Es gab 
keine Beanstandungen. 
 
Erweiterung der Saunalandschaft im Hallenbad 
Für die Maßnahme wurden insgesamt 280000 Euro angesetzt. Geplant war die Erweiterung 
des Ruheraums und zusätzlich die Unterkellerung der Sonnenterasse für die Technik und 
der Einbau eines Salzraums. 
Bei Kosten von 289000 Euro wurde der Kostenrahmen fast genau eingehalten. 
Die Maßnahme wurde vom Prüfer als rundum gelungen bewertet. 
Bei der Prüfung ergaben sich keine Beanstandungen. 
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Breitbandkabelinitative in Oberhard 
Hier wurden die durch die Rechnungsprüfung angeregte Nachverhandlung und der 
Umrüstung des Technikstandorts auf Glaserfasertechnik durch die ODR zur Zufriedenheit für 
die Bewohner des Ortsteil Oberhard  und die Stadt gestaltet. 
 
 
Kindergrippe St. Georg 
Kostenmehrung durch Parkplatz und Umgestaltung des Aussengeländes  von insgesamt 
60000 Euro (diese Summe wird noch durch Haushaltsreste halbiert). Die Maßnahme wurde 
Lt. Prüfer sinnvoll umgesetzt. 
 
ZOB Schwedenwiese 
Die Maßnahme war zum Zeitpunkt der Prüfung noch nicht komplett abgerechnet. 
Nach Einschätzung des Prüfers bleibt sie weitgehend im Kostenrahmen. 
 
Ausbau der Seitz-Berlin und Ludwig-Stark-Strasse 
Der Kostenrahmen wurde nur knapp überschritten. 
Die im Laufe des Verfahrens eingelegten Widersprüche wurden zurückgenommen. 
 
 
Umbau Stadtmühle zum Haus der Knabenkapelle 
Die Kostenmehrungen blieben im vertretbaren Rahmen. Es wurden im Laufe des Umbaus 
durch mehrere Umschichtungen die Kostenmehrungen weitgehend ausgeglichen. 
 
Schulbetrieb Grundschule und Mittelschule 
Die Haushaltsansätze wurden eingehalten. Es gab keine Beanstandungen 
 
 
Ausstehende Berichte: 
 
Prüfungsbericht Stadtwerke 2012 
Der gemeinsame Termin mit den Stadtwerken findet erst Anfang Dezember statt. 
Das Ergebnis wird dann der Niederschrift der nächsten Sitzung beigefügt. 
 
Grundstücks- und Immobiliengeschäfte der Stadt Dinkelsbühl 
Die Prüfung konnte noch nicht stattfinden. Das Ergebnis wird dann der Niederschrift der 
nächsten Sitzung beigefügt. 
 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss wird sich in einer abschließenden Sitzung mit den noch 
ausstehenden Informationen bei einzelnen Prüfungen beschäftigen und die restlichen 
Unterlagen in das RIS einstellen. 
 
Die örtliche RP ist für die Ausschussmitglieder neben den Sitzungen mit einem z. T. 
erheblichen zeitlichen Aufwand verbunden. Auch die Verwaltung steht zur selben Zeit zur 
Verfügung. Dies fordert immer wieder Flexibilität bezüglich der Prüfungstermine. 
 
Die Atmosphäre und Zusammenarbeit war stets kooperativ und zielführend. 
Viele komplizierte Zusammenhänge wurden deutlich gemacht. Problembereiche wurde 
benannt und Lösungen und Vorschläge eingebracht. 
Auch bei kritischen und kontroversen Themen konnten wir sachlich diskutieren. 
Dies wurde auch bei den Ausschusssitzungen aktiv praktiziert. 
 



Als V. des PPA möchte ich mich bei den Mitgliedern des Ausschusses, bei Herrn Pomp und 
ausdrücklich bei den MitarbeiterInnen der Verwaltung für die Zusammenarbeit im abgelaufen 
Jahr und für ihre Arbeit in den vergangen Prüfungsjahren bedanken.  
Wir hoffen und wünschen uns, dass die Zusammenarbeit mit dem zukünftigen Ausschuß 
weiterhin in diesem Sinne begleitet wird. 
 
 
Wir empfehlen dem Stadtrat die Jahresrechnung 2012 von Stadt und Hospitalstiftung zu 
genehmigen. 
 
 
 
R. Tafferner, Vors. RPA 
 
Dinkelsbühl 27.11.13 
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Solleinnahmen Vermögenshaushalt 8.819.581,74

Summe So lleinnahmen 34.206.858,57
+ neue Haushaltseinnahmereste 2.125.700,00
- Abgang alter Haushaltseinnahmereste 2.307.000,00
- Abgang alter Kassenelnnahmereste 12.794,63

Summe bereinlgte Solleinnahmen 34.012.763,94

Sollausgaben Verwaltungshaushalt *) 25.378.209,59
Sollausgaben Vermögenshaushalt **) 6.067.644,53
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+ neue Haushaltseinnahmereste 450.000,00

- Abgang alter Haushaltselnnahmereste 0,00

- Abgang alter Kasseneinnahmereste 1 .724,81

Summe bereinigte So lleinnahmen 2.342.775,77

Sollausgaben Verwaltungshaushalt *) 1.534.749,06

So 11 ausgaben Vermögenshaushalt **) 624.583,44

Summe So 11 ausgaben 2.159.332,50
+ neue Haushaltsausgabereste
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234.800,00 234.800,00

Abgan alter Haushaltsausgabereste^tSngVerwa shaushalt Q.oq
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Jahr

Bedarfsmitteilung Städtebauförderung 2014
gemäß Nr. 22.1 StBauFR 2007 Zutreffendes bitte  ankreuzen oder ausfüllen 

1. Zuwendungsempfänger

Name

X Stadt Markt Gemeinde
Anschrift (PLZ Ort, Straße Nr.) Gem.-Schlüssel

571136
Auskünfte erteilt Nbst. Tel. Nbst. Fax

210 209
E-Mail-Adresse

2. Zur Förderung beantragte Maßnahme

3. Stand der Förderung Tsd. EUR

voraussichtlich insgesamt förderfähige Kosten nach den StBauFR 2007

bisher zugeteilte Fördermittel für förderfähige Kosten von insgesamt 3.170

./. bisher bewilligte Fördermittel für förderfähige Kosten von insgesamt 3.170

= Bewilligungsreste für förderfähige Kosten, die neben den Einnahmen
nach beiliegender Aufstellung bis Jahresende noch verwendet werden

Programmjahr Vorausschau für die drei Fortschreibungsjahre
4. Programmanmeldung 2014 2015 2016 2017

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR
voraussichtlich insgesamt anfallende
förderfähige Kosten (s. S. 2 ff)

./. Einnahmen der Gesamtmaßnahme lt. Anlage

786 840 720 720

5. Erklärungen

Ort, Datum Unterschrift

Oberste Baubehörde im Bayerischen Staaatsministerium des Innern Stand: Oktober 2007

guenter.pomp@dinkelsbuehl.de

Bezeichnung der Gesamt- und Teilmaßnahmen (z.B.: Untersuchungsgebiet Altstadt, Sanierungs-
gebiete xy, Entwicklungsbereich xy, Stadtumbaugebiet xy, Soziale-Stadt-Gebiet xy usw.)

                                    
Fördergegenstand nach BauGB

Gesamtmaßnahme / Einzelvorhaben
Altstadt
SG 0

Sanierungsmaßnahme

Gesamtmaßnahme

720

Hauptanschluss

Landkreis
09851/902-0

Ansbach

Regierung v. Mittelfranken
Sachgebiet 34 Städtebau

91550 Dinkelsbühl, Segringer Str. 30

Dinkelsbühl

720

Herr Pomp

91511 Ansbach

Dr. Hammer, Oberbürgermeister
Dinkelsbühl, 27.11.2013

786

Wir beantragen für die auf den folgenden Seiten aufgeführten Einzelmaßnahmen und deren voraussichtlich förderfähige 
Kosten die Bereitstellung der entsprechenden Städtebauförderungsmittel zum höchstmöglichen Fördersatz (ggf. nach Abzug 
evtl. Einnahmen). Wir versichern, daß die erforderlichen gemeindlichen Eigenmittel im Haushaltsplan bzw. im Entwurf hierzu 
eingestellt und die für die drei Fortschreibungsjahre angemeldeten Beträge der mehrjährigen Finanzplanung zugrunde 
gelegt werden.

= tatsächlicher Bedarf förderfähiger Kosten

840
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Bitte auswählen!
Sanierungsmaßnahme
Entwicklungsmaßnahme
Soziale-Stadt-Maßnahme
Stadtumbau-Maßnahme
Aktive-Zentren-Maßnahme
EU-Strukturfondsförderung

Bitte auswählen!
Gesamtmaßnahme
städtebauliches Einzelvorhaben



Blatt 1
Beabsichtigte Maßnahmen einschließlich vorliegender Bewilligungsanträge nach Prioritäten geordnet

angemeldete Einzelmaßnahmen                    
z.B.   Sanierungsgebiet II

2014 2015 2016 2017

SG 0 - Altstadt/Wörnitzvorstadt

1. Private Sanierungsmaßnahmen 100 20 20 20 20

2. Umgestaltung Ellwanger Straße 211 208 3
(Anteil im Untersuchungsgebiet)

3. Umbau Stadtmühle 583 300 283
(Umnutzung leerstehendes Gebäude
Unterbringung Knabenkapelle)

4. Umgestaltung Wörnitzstraße mit 300 180 120
Altrathausplatz (Teilbereich)

5.Umbau/Modernisierung Jugendherberge 1.200 300 700 200
(Anteil Städtebauförderung)

6. Parkplatz Wörnitzbrücke 500 300 200
(Ersatzparkpltz f. Altstadt-Vorstadt)

7. Umbau Dr.-M.-Luther-Str. 6b 2.500 200 500
(Umnutzung leerstehendes Gebäude)

Gesamtsumme 5.394 508 786 840 720 720

Erläuterungen zur Bedarfsmitteilung

Ausbau des Baudenkmals Heugasse 2                                
(Fl.-Nr. 371) für 4 Wohnungen                            
Gesamtkosten: 1,2 Mio €, Finanzierung ....

förderfähige Kosten in Tsd. EUR

voraus-
sichtlich 

insgesamt 
förderfähig

davon 
bisher 
bereits 

bewilligt

vorgese-  
hen im Pro-
grammjahr

vorgesehen in den drei 
Fortschreibungsjahren
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Gewerbegebiet
"Waldeck - West"

Gewerbe- und Industriegebiet
"Waldeck - Ost"

Pflanzgebot B

Pflanzgebot D

Pflanzgebot B

Pflanzgebot A
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Richtung A7/
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TH max. 12 m

Pflanzgebot C

Pflanzgebot D

RRB 2

RRB 1

GE
GRZ   0,8

TH max 12,00 m

a 0° - 10°

ORTS- UND LANDSCHAFTSPLANUNG

LANDSCHAFTSARCHITEKT
MICHAEL SCHMIDT

MUSEUMSTRASSE 1  91555 FEUCHTWANGEN
TEL:+49(0)9852-3939  FAX: -4895
BUERO@SCHMIDT-PLANUNG.COM
WWW.LANDSCHAFTSARCHITEKT-SCHMIDT.DE

Grünordnung:

27.11.2013

Schernberg 30, 91567 Herrieden, Tel.: 09825/9296-0, Fax: 09825/9296-50
Internet: www.ib-heller.de, E-Mail: info@ib-heller.de

Ingenieurbüro Willi Heller Bauleitplanung
Straßenbau

Abwasserbeseitigung/
Wasserversorgung

Vermessung/Geoinformation

2013389/B-Plan.PLT

3. Änderung des Bebauungsplanes
"Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck - Ost 

mit integriertem Grünordnungsplan

Planteil Maßstab 1:1000

VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Stadtrat Dinkelsbühl hat in seiner Sitzung vom 27.11.2013 die Aufstellung zur 3. Änderung des Bebauungsplanes
    "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost"  beschlossen.
    Der Aufstellungsbeschluss wurde in der Fränkischen Landeszeitung am ...................
    ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die Große Kreisstadt Dinkelsbühl hat mit dem Beschluss des Stadtrates vom 27.11.2013 den Planentwurf zur
    3. Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 27.11.2013 bestätigt bzw. gebilligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
    in der Zeit vom ................ bis .................. öffentlich ausgelegt.
    Die Bekanntmachung der Auslegung erfolgte in der Fränkischen Landeszeitung vom .................

7. Die Große Kreisstadt Dinkelsbühl hat mit Beschluss des Stadtrates vom .............. die 3. Änderung des
   Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost"  gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der
   Fassung vom ................ als Satzung beschlossen.

    Stadt Dinkelsbühl, den ...........................

(Siegel)

    .........................................................................................................
    Oberbürgermeister
    Dr. Christoph Hammer

(Siegel)

9. Der Beschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost"
   als Satzung vom ................. wurde gemäß § 10 Abs. 3 am .................. in der Fränkischen Landeszeitung
   öffentlich bekanntgemacht.
   Mit der Bekanntmachung tritt die 3. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet
   Waldeck Ost" in Kraft.

Dinkelsbühl
GROSSE KREISSTADT

    Stadt Dinkelsbühl, den ...........................

    .........................................................................................................
    Oberbürgermeister
    Dr. Christoph Hammer

V O R E N T W U R F

3. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung
    für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 27.11.2013 hat in der Zeit
    vom ................... bis ................... stattgefunden.

4. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
    für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 27.11.2013 hat in der Zeit
    vom ................... bis ................... stattgefunden.

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ................... wurden die Behörden und sonstigen
    Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ................... bis ................... beteiligt.

 Zeichenerklärung

Der vom Ingenieurbüro Willi Heller ausgearbeitete Planentwurf mit integrierter Grünordnung vom 27.11.2013 in der
Fassung vom ....................... mit der Bezeichnung "Gewerbe- und Indurstriegebiet Waldeck - Ost" bildet mit Planteil
und den Festsetzungen durch Planzeichen, den textlichen Festsetungen vom 27.11.2013 in der Fassung  .......................
vom  sowie den Hinweisen den Bebauungsplan.

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)
Ergänzung im Texteil Ziff. 1.1.1

GE

Öffentliche Grünfläche

Private Grünfläche

Wasserfläche

Verkehrsgrünfläche

Für die Festsetzungen zum Bebauungsplan mit integreirtem Grünordnungplan

Art der baulichen Nutzung (9 (1) 1 BauGB)

GI Industriegebiet (§ 9 BauNVO)
Ergänzung im Texteil Ziff. 1.1.2

Maß der baulichen Nutzung (9 (1) 1 BauGB i.V. mit §§ 16 -21a BauNVO)
Ergänzung im Texteil Ziff. 1.2

Höhen der baulichen Anlagen gemäß Planschrieb

Grundflächenzahl, GRZ, als Höchstmaß festgesetzt0,8

Bauweise (§9 (1) 2 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO sowie Art. 6 und 7 BayBO)
Ergänzung im Texteil Ziff. 1.3

TH max 12,00 m

Abweichende Bauweisea

Überbaubare und nicht überbaubare Flächen (§9 (1) 2 BauGB i.V. mit §§ 12, 14 und
23 BauNVO sowie Art. 6 und 7 BayBO)
Ergänzung im Texteil Ziff. 1.4

Baugrenze festgesetzt

8. Ausgefertigt

    Stadt Dinkelsbühl, den ...........................

(Siegel)

    .........................................................................................................
    Oberbürgermeister
    Dr. Christoph Hammer

Dachform und Dachneigung
Ergänzung Texteil Ziff. 2.1.2

Bei Neubauten Flachdach bzw. flach geneigtes Dach zugelassen

Dachneigung festgesetzt0° - 10°

FD

Verkehrsflächen (§9 (1) 11 BauGB)
Ergänzung Texteil Ziff. 1.5

Straßenverkehrsfläche

Land- und Forstwirtschaftlicher Weg

Unbefestigter Fuß- und Radweg

Flächen für Ver- und Entsorgunganlagen
Ergänzung im Texteil Ziff. 1.6

Gasleitung

Grünflächen (§9 (1) 15 BauGB)
Ergänzung Texteil Ziff. 1.7

Wasserflächen  (§9 (1) 16 und (6) BauGB)
Ergänzung Texteil Ziff. 1.8

Bestehender Baum

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  (§9 (1) 20, 25 und (6) BauGB)
Ergänzung Texteil Ziff. 1.10

anzupflanzender Baum

Sonstige Planzeichen und Hinweise

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Änderung (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
"Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost"

best. Haupt- und Nebengebäude

best. Flurstücksgrenzen

best. Flurstücksnummern195
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   Große Kreisstadt Dinkelsbühl 
Lkr. Ansbach 

 

3. Änderung des Bebauungsplanes 

 „Gewerbe- und Industriegebiet 
Waldeck - Ost“ 

mit integriertem Grünordnungsplan 
 

Textliche Festsetzungen 
 

Der Bebauungsplan (Satzung) besteht aus 
dem Planteil im Maßstab 1 : 1.000 einschl.  Zeichenerklärung und 
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Die Große Kreisstadt Dinkelsbühl erlässt aufgrund 
‐ der §§ 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004   

(BGBI. l. S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. I. S. 
1509) 

‐ der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I. S. 133), zuletzt geändert durch Art. 3 Investitions- 
und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBI. I. S. 466) 

‐ die Bayerische Bauordnung, in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007, zuletzt 
geändert am 20.12.2011, GVBI S. 689 

‐ in Verbindung mit Artikel 23 der Gemeindeverordnung für den Freistaat Bayern (GO) - BayRS 
2020-1-1-1, in der Fassung vom 22.08.1998, zuletzt geändert am 20.12.2011, GVBI S. 689 

die 3. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck – Ost“ als 
 

SATZUNG 

A. RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines räumlichen Geltungsbereiches fest (§ 9 (7) BauGB). 
Maßgebend ist die Abgrenzung im Lageplan M 1:1000, vom 27.11.2013 
Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes bisher 
bestehenden planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere bau- polizeiliche 
Vorschriften der Großen Kreisstadt Dinkelsbühl werden aufgehoben. 

B. PLANUNGSINHALT 

Der Bebauungsplan regelt nach § 30 BauGB die Zulässigkeit von Vorhaben in seinem 
Geltungsbereich. 
Der Inhalt des Bebauungsplanes trifft die städtebaulich und grünordnerisch gewünschten 
Festsetzungen nach § 9 BauGB und Art. 3 BayNatSchG. Damit ist der Grünordnungsplan in den 
Bebauungsplan integriert. 

C. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

In Ergänzung zu der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1) BauGB und BauNVO) 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB) 

1.1.1. Gewerbegebiet (GE) (§ 8 BauNVO) 

In dem Gewerbegebiet gem. § 8 (1) BauNVO sind alle Nutzungen gem. § 8 (2) Ziff. 1 bis 4 
BauNVO, mit Ausnahme nachstehend aufgeführter Nutzungen, zulässig. 
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Gem. § 1 (5) und (9) BauNVO sind nicht zulässig: 
- Selbstständige Einzelhandelseinrichtungen sowie "outlet-factories" für folgende 
Branchen: 
• Nahrungs- und Genussmittel 
• Gesundheits- und Körperpflege 
• Einrichtungsgegenstände außer Möbel 
• Elektrogeräte, Leuchten 
• Baumarktspezifische Sortimente 
• Bekleidung 
• Uhren, Schmuck, Lederwaren 
• Schuhe 
• Bücher, Schreibwaren, Neue Medien 
• Hausrat, Glas, Porzellan 
• Unterhaltselektronik 
• Sport, Spiel, Hobby 
- Selbständige Lager und Abstellplätze, die größer als 500 m2 sind, 
- Anlagen für sportliche Zwecke als Freianlagen 
 
In dem nach § 8 - Gewerbegebiet - der Baunutzungsverordnung festgesetzten 
Gewerbegebiet werden die unter 
§ 8 Abs. 3 Ziff. 1 genannten bzw. vorgesehenen Ausnahmen "Wohnen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind", ausgeschlossen (Festsetzung auf der Grundlage von § 1 Abs. 6 Ziff. 
1 BauNVO). Diese Beschränkung bewirkt, dass im Gewerbegebiet jede Art von 
Wohnnutzung unzulässig ist. 
 
Außerdem sind gem. § 1 (6) Ziff. 1 und (9) BauNVO folgende Ausnahmen gem. § 8 (3) 
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes: 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
- Vergnügungsstätten aller Art 
Hinweis: 
Mit dem Bauantrag für Neubauten im Gewerbegebiet ist ein qualifizierter 
Freiflächengestaltungsplan zum Nachweis der grünordnerischen Vorgaben aus Ziff. 1.7 
und Ziff. 2.1.2.5, Ziff. 2.2, 2.3, 2.4, 2.5 und 2.6 der textlichen Festsetzungen vorzulegen. 

1.1.2. Industriegebiet (GI) (§ 9 BauNVO) 

Im Industriegebiet gem. § 9 (1) BauNVO sind alle Nutzungen gem. § 9 (2) zulässig 
(Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, öffentliche Betriebe und 
Tankstellen mit Ausnahme von 
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- Selbstständige Einzelhandelseinrichtungen sowie "outlet-factories" für folgende 
Branchen: 
- Nahrungs- und Genussmittel 
- Gesundheits- und Körperpflege 
- Einrichtungsgegenstände außer Möbel 
- Elektrogeräte, Leuchten 
- Baumarktspezifische Sortimente 
- Bekleidung 
- Uhren, Schmuck, Lederwaren 
- Schuhe 
- Bücher, Schreibwaren, Neue Medien 
- Hausrat, Glas, Porzellan 
- Unterhaltselektronik 
- Sport, Spiel, Hobby 
- Anlagen für sportliche Zwecke als Freianlagen 
 
In dem nach § 9 - Industriegebiet - der Baunutzungsverordnung festgesetzten 
Industriegebiet werden die unter 
§ 9 Abs. 3 Ziff. 1 genannten bzw. vorgesehenen Ausnahmen "Wohnen für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind", ausgeschlossen 
 
(Festsetzung auf der Grundlage von § 1 Abs. 6 Ziff. 1 BauNVO). Diese Beschränkung 
bewirkt, dass im Industrie- gebiet jede Art von Wohnnutzung unzulässig ist. 
 
Außerdem sind gem. § 1 (6) Ziff. 1 und (9) BauNVO folgende Ausnahmen gem. § 9 (3) 
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes: 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
 
Hinweis: 
Mit dem Bauantrag für Neubauten im Industriegebiet ist ein qualifizierter 
Freiflächengestaltungsplan zum Nachweis der grünordnerischen Vorgaben aus Ziff. 1.7 
und Ziff. 2.1.2.5, Ziff. 2.2, 2.3, 2.4, 2.5 und 2.6 der textlichen Festsetzungen vorzulegen. 

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO) 

Im gesamten Bebauungsplangebiet wird das Maß der baulichen Nutzung wie folgt 
bestimmt: 
durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche, die bestimmt wird, 

1.2.1.1. durch die im Plan festgesetzten Baugrenzen, 
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1.2.1.2. durch die für das jeweilige Gebiet festgesetzte Grundflächenzahl, GRZ. 

1.2.1. durch die Festsetzung der als Höchstmaß zulässigen Höhenentwicklung der baulichen 
Anlagen, die bestimmt wird, 

1.2.2.1. durch die als Höchstmaß festgesetzte Traufhöhe TH 
 
dabei wird die Traufhöhe bestimmt durch den Schnittpunkt der Außenwand mit der 
Dachhaut bzw. durch den oberen Abschluss der Außenwand, wenn diese über die 
Traufhöhe hinausragt. 
 
Punktuelle Überschreitungen der max. zulässigen Traufhöhenangabe sind bis zu 3,00 m 
zulässig. Der Anteil der Überschreitung darf max. 10 % der Grundfläche des Gebäudes 
betragen. 
 

1.2.2.2. durch die für das Gebiet als Höchstmaß festgesetzte Baumassenzahl BMZ. 

1.3. Bauweise (§ 9 (1) 2 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO sowie Art. 6 und 7 BayBO) 

Die im Plan festgesetzte abweichende Bauweise regelt sich nach § 22 (2) in Verbindung 
mit § 22 (4) BauNVO. 
Abweichend von der "Offenen Bauweise" wird für die "Abweichende Bauweise" a, 
festgesetzt, dass eine Überschreitung der gem. § 22 (2) BauNVO höchstzulässigen 
Baukörperabmessungen bis max. 100 m zugelassen ist. 

1.4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) 2 BauGB i.V. 
mit §§ 12, 14 und 23 BauNVO sowie Art. 6 (8) und (9) und Art. 7 (1) BayBO) 

1.4.1. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen gem. § 23 (3) BauNVO 
bestimmt. Die Gebäudedarstellung im Rechtsentwurf ist nicht Gegenstand der 
Rechtsfestsetzung. 

Für den Bereich der nichtüberbaubaren Grundstücksflächen des Gewerbe- und 
Industriegebietes wird festgesetzt, dass Pkw-Stellplätze sowie ihre Zufahrten und/oder 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen nach § 14 (1) BauNVO, mit Ausnahme 
von Nebenanlagen für Tierhaltung bzw. Kleintierhaltung gem. § 23 (5) BauNVO, 
zugelassen sind. 
 
Die zulässige GRZ darf durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren 
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO und baulichen Anlagen oberhalb und/oder unterhalb der 
Geländeoberfläche des unbebaubaren Grundstücks um bis zu 0,20, aber maximal bis zu 
einer Grundflächenzahl von 0,8, erhöht werden. 
Die zulässige Baumasse darf nur um die Baumasse notwendiger unterirdischer Garagen 
erhöht werden (§ 19 (4) und § 21 a (5) BauNVO). 

1.5. Verkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB) 
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1.5.1. Im Bereich der Verkehrsflächen werden die Ein- und Ausfahrtsbereiche zu den 
Gewerbegrundstücken in ihrer Lage und Breite festgesetzt. 

1.5.2. Öffentliche Kfz-Stellplätze dürfen bis maximal 75 % ihrer Fläche versiegelt werden. Die 
Beläge sind wasser- durchlässig auszuführen, z.B. mit Rasenpflaster, Schotterrasen oder 
Rasengittersteinen. 

1.6. Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen sowie Führung von 
Versorgungsanlagen und –leitungen (§ 9 (1) 12 und 13 BauGB i.V. mit Art. 81 (1) 
1 BayBO) 

1.6.1. Alle der Versorgung des Planungsgebietes dienenden Leitungen und Anlagen sind 
unterirdisch oder innerhalb der Gebäude zu verlegen bzw. anzuordnen. 

1.6.2. Ver- und Entsorgungsleitungen sind in mindestens 2,5 m Entfernung von den im Plan 
festgesetzten Baum- und Gehölzstandorten anzuordnen. Sollte dieser Mindestabstand im 
Ausnahmefall unterschritten werden, sind Schutzmaßnahmen für die Anlagen in der 
jeweiligen Zuständigkeit des Leitungsträgers vorzusehen. 

1.7. Grünflächen (§ 9 (1) 15 BauGB) 

1.7.1. In Verbindung mit Verkehrsflächen werden kleinere öffentliche Grünflächen 
(Verkehrsgrün) festgesetzt, die als Wiesenstreifen anzulegen und an den im Plan 
festgesetzten Standorten - mit Bäumen entsprechend dem Pflanzgebot A, Ziff. 1.10.2.1 
der textlichen Festsetzungen zu bepflanzen und fachgerecht dauerhaft zu unterhalten 
sind. 

1.7.2. Darüber hinaus werden gem. § 9 (1a) BauGB öffentliche Grünflächen festgesetzt, die als 
Teil der Ausgleichsflächen im Sinne des § 8 a (1) BNatSchG gelten. Sie sind den 
ökologischen und wasserwirtschaftlichen Belangen entsprechend zu gestalten und zu 
bepflanzen. Die Bepflanzung ist den Pflanzgeboten B unter Ziff. 1.10.2.2.2, C gem. Ziff. 
1.10.2.3.2, bzw. D gem. Ziff. 1.10.2.4 entsprechend vorzunehmen 

1.7.3. Auf einem Teil der im Plan dargestellten, privaten Grundstücksflächen werden private 
Grünflächen, als Teil der Ausgleichsflächen im Sinne des § 8a (1) BNatSchG, 
festgesetzt. 

Die privaten Grünflächen sind von jeglicher ober- und unterirdischer Bebauung und 
flächenhafter Versiegelung freizuhalten. 

Auf den privaten Grünflächen sind an den im Plan eingetragenen Standorten Bäume und 
Sträucher entsprechend den Pflanzgeboten A gem. Ziff. 1.11.2.1, B gem. Ziff. 1.10.2.2.1, 
C gem. Ziff. 1.10.2.3.1 und D gem. Ziff. 1.10.2.4 der textlichen Festsetzungen zu 
pflanzen und fachgerecht, dauerhaft zu unterhalten. 

1.7.4. Alle Flachdächer von Garagen unter Gelände (Tiefgaragen) sind im nicht überbauten 
Bereich je nach Vegetationsart mit Bodenmaterial zu überdecken, zu begrünen und 
dauerhaft als Grünfläche zu unterhalten. Überdeckung mit Oberboden bzw. 
Kultursubstrat. Mindeststärke: 
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- Grasdach 20 cm 

- Sonstige Staudenpflanzung (intensiv) 30 cm 

- Gehölzstandorte (Sträucher je nach Größe) 40-60 cm 

1.8. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und 
die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 (1) 16 und (6) BauGB). 

1.8.1. Die vorhandenen, im Plan dargestellten offenen Gräben zur Oberflächenentwässerung 
und die als Retentionsraum neu herzustellenden Wasserflächen sind unter Berück- 
sichtigung der hydraulischen Uferanschlüsse fischerei- nutzungsverträglich, naturnah 
anzulegen, zu erhalten und zu pflegen. Die Gräben sind in den dargestellten Abschnitten 
zu renaturieren, aufzuwerten, mit Gumpen und ggf. Sohlschwellen zu versehen. Die 
vorhandene Vegetation nach Art. 13 d BayNatSchG ist vorher abzuheben und in den 
endgültigen Graben wieder einzubauen. 

1.8.2. In den festgesetzten Baugebieten ist das auf Dächer und sonstige unbelastete Flächen 
auftreffende Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken getrennt vom 
Schmutzwasserkanal zu sammeln, in Vegetationsflächen zur Versickerung und 
Verdunstung einzuleiten. Überschüssiges Wasser ist über ein offenes Grabensystem o- 
der über Rigolen den vorgesehenen Gräben und Retentionsflächen bzw. -mulden 
zuzuleiten. Das abgeleitete Oberflächenwasser muss fischereinutzungsgeeignet sein. 

1.8.3. Abzuleitendes Oberflächenwasser von Parkierungsanlagen, Lagerplätzen und 
befestigten Betriebsflächen ist, erforderlichenfalls vorgeklärt, in den Schmutzwasserkanal 
einzuleiten. 

1.8.4. In den öffentlichen Kanal darf nur solches Abwasser eingeleitet werden, das den 
Vorgaben der Großen Kreisstadt Dinkelsbühl entspricht 

1.9. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 29 (1) 24 
und (6) BauGB). 

1.9.1. Lärmschutz: 

Die nachfolgenden Festsetzungen wurden auf der Grundlage der 
schallimmissionsschutztechnischen Untersuchungen der Wolfgang Sorge GmbH, Ing.-
Büro für Bauphysik, Bericht … 

1.10. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 (1) 20, 25 
und (6) BauGB) 

1.10.1. Erhaltungsgebot Baum- und Gehölzbestände. 

Die im Plan zur Erhaltung vorgesehenen Gehölzbestände sind dauerhaft zu sichern. 
Rüttelplatteneinsatz ist im Wurzelbereich der Gehölze untersagt. 
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1.10.2. Pflanzgebote (§ 9 (1) 25 und (6) BauGB) 

Auf den im Plan angegebenen Bereichen bzw. den im Plan eingetragenen Standorten 
sind Bäume und Sträucher der nachstehend angegebenen Größen, Gattungen und Arten 
zu pflanzen und fachgerecht dauerhaft zu unterhalten. Das Pflanzgut muss den 
Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen (Bund Deutscher Baumschulen) Pinneberg, 
1995, entsprechen. Ausfälle sind durch gleichwertige Nachpflanzungen zu ersetzen. 

1.10.2.1. Pflanzgebot A, mit Standortbindung 
Pflanzung von Großbäumen als Hochstämme, in offenen Pflanzflächen von mind. 10 m2 
Größe H, 3xv, mDb, StU 16-18 cm 
Acer platanoides - Spitzahorn (entlang der Kreisstraße) 
Platanus acerifolia - Platane (entlang den Straßen im Baugebiet). 
 
Abweichungen vom festgesetzten Baumstandort sind parallel zur Straßenlängsrichtung 
bis zu 2,50 m zulässig. 
 

1.10.2.2. Pflanzgebot B, (Galio-Carpinetum - trockenere Standorte) 
1.10.2.3.1. für private Pflanzgebotsflächen 

Pflanzung von Großbäumen als Hochstämme, 
1 Baum je 200 m2 privater Pflanzgebotsfläche, in offenen Pflanzflächen 
H, 3xv, mDb, StU 16-18 cm und 
Strauchpflanzung, mindestens 1 Strauch je 20 m2 privater Pflanzgebotsfläche 
Str., 2xv, 100-125 
in abgestaffelter Wuchshöhe, außenseitig nieder und zur 
Baufläche hin höher werdend. 

1.10.2.3.2. für öffentliche Pflanzgebotsflächen in Ergänzung der privaten Pflanzgebotsflächen 
Pflanzung von Großbäumen als Hochstämme, H, 3xv, mDb, StU 16-18 cm und 
Strauchpflanzung Str., 2xv, 100-125 
Zu verwendende Gehölzarten: 
Bäume: 
Aesculus hippocastanum - Roßkastanie 
Acer platanoides – Spitzahorn 
Acer campestre – Feldahorn 
Betula pendula – Sandbirke 
Carpinus betulus – Hainbuche 
Fagus silvatica - Rotbuche  
Populus tremula - Zitterpappel  
Prunus avium - Vogelkirsche  
Quercus robur - Stieleiche  
Salix caprea - Salweide 
Sorbus ancuparia - Vogelbeere 
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Tilia cordata - Winterlinde 
Tilia platyphyllos - Sommerlinde 
Sträucher: 
Cornus sanguinea - Hartriegel 
Corylus avellana - Hasel 
Crataeagus laevigata - Zweigriffliger Weißdorn 
Ligustrum vulgare – Liguster 
Lonicera xylosteum – Heckenkirsche 
Malus silvestris - Holzapfel 
Pyrus communis – Wildbirne 
Prunus spinosa - Schlehe  
Rosa canina - Hundsrose 
Rhammus cathartica - Kreuzdorn 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 

1.10.2.3. Pflanzgebot C 
(Galio-Carpinetum bis Pruno-Fraxinetum – wechselfeuchte Standorte) 

1.10.2.3.1. für private Pflanzgebotsflächen 
Pflanzung von Bäumen als Hochstämme, 
1 Baum je 200 m2 privater Pflanzgebotsflächen, in offenen Pflanzflächen 
H, 3xv, mDb, StU 14-16 cm und 
Strauchpflanzung 
mindestens 1 Strauch je 20 m2 privater Pflanzgebotsfläche Str., 2xv, 100-125 
in abgestaffelter Wuchshöhe, außenseitig nieder und zur Baufläche hin höher werdend 

1.10.2.3.2. für öffentliche Pflanzgebotsflächen, 
in Ergänzung des Gehölzbestandes, entsprechend den öko- logischen und 
wasserwirtschaftlichen Belangen sowie den privaten Pflanzgebotsflächen, 
Pflanzung von Bäumen als Hochstämme, H, 3xv, mDb, StU 16-18 cm 
und Strauchpflanzung Str., 2xv, 100-125 
Zu verwendende Gehölzarten: 
Bäume: 
Acer pseudoplatanus – Bergahorn 
Alnus glutinosa – Schwarzerle 
Carpinus betulus – Hainbuche 
Fraxinus excelsior – Esche 
Prunus padus – Traubenkirsche 
Quercus robur - Stieleiche 
Salix fragilis – Bruchweide 
Salix caprea – Salweide 
Ulmus glabra – Bergulme 
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Sträucher: 
Corylus avellana - Hasel 
Crataegus laevigata - Zweigriffliger Weißdorn 
Euonymus europaeus – Pfaffenhütchen 
Rhamnus cathartica – Kreuzdorn 
Rhamnus frangula - Faulbaum 
Salix aurita - Öhrchenweide 
Viburnum opulus - Schneeball 

1.10.2.4. Pflanzgebot D (Streuobstpflanzungen) 
Obstbäume als Hochstämme 
H, 3xv, mDb, StU 10-12 
Apfelbäume: 
Berlepsch, Brettacher, Bohnapfel, Danziger Kantapfel, Dülmener Rosenapfel, 
Geflammter Kardinal, Goldrenette von Blenheim, Jakob Fischer, Jakob Lebel, Prinz Alb- 
recht, Rheinischer Rambur, Roter Boskop, Roter Eisenap- fel, Rote Sternrenette, 
Welschisner, Wettringer. Birnbäume: 
Bocs Flaschenbirne, Gräfin von Paris, Gute Graue, Gel- lerts Butterbirne, Köstliche von 
Charneu, Mostbirne "O- berösterreicher", Pastorenbirne, Supertrevoux. Kirschbäume: 
Burlat, Große Prinzessin, Große schwarze Knorpelkir- sche, Hedelfinger, Regina, 
Schneiders späte Knorpelkir- sche 
Walnussbäume, Sämlinge 
Fränkische Hauszwetschge 

2. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN, ÖRTLICHE BAUVOR- 
SCHRIFTEN (§ 9 (4) BauGB i.V. mit Art. 81 BayBO) 

2.1. Äußere Gestaltung von baulichen Anlagen (Art. 81 (1)1 BayBO) 

2.1.1. Übergeordnete Gestaltungsanforderungen im Bereich des Gewerbe- und 
Industriegebietes. 

Die äußere Gestaltung der Gebäude in diesem Bereich ist nutzungsbezogen einfach und 
zweckmäßig zu halten. Neue Gewerbebauten haben sich mit Gebäudestellung, 
Bauformausbildung, Höhenentwicklung, Dachform und Dachneigung, Materialwahl und 
Farbgebung im Hinblick auf ein einheitliches Erscheinungsbild untereinander, 
höhenmäßig verträglich in die topographische Situation einzufügen. 

2.1.2. Spezielle Anforderungen an die Baugestaltung 

2.1.2.1. Ergänzend zu den Festsetzungen von Dachform und Dachneigung wird festgesetzt, dass 
folgende Bedachungen zulässig sind: 

- Extensiv begrünte Dächer 
- Blechdeckung 
- Pappdeckung 
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- Foliendeckung 
- Glas 
Im Hinblick auf die Niederschlagswasserableitung sind unbeschichtete Metalldächer 
unzulässig. 

2.1.2.2. Dauerhaft glänzende Materialien sind für die Dacheindeckung nicht zugelassen. 
2.1.2.3. Außenwandflächen sind ortsüblich zu verputzen (z.B. Scheibenputz oder feinkörniger 

Rauhputz). Grellleuchtende Putzfarben oder Farbanstriche sind unzulässig. 
2.1.2.4. Außenwandverkleidungen sind zulässig, wenn sie in Material und Farbe weder grell 

leuchtend noch reflektierend wirken. 
2.1.2.5. Wandflächen von ungegliederten Gebäudefassaden, ohne Fenster, sind ab 50 m2 

Wandfläche mit Pflanzen zu beranken. Dabei ist je 3 m Wandlänge eine Pflanze zu 
setzen und dauerhaft zu unterhalten. Ausreichende Wuchsbedingungen sind 
sicherzustellen. 
Es sind ortsübliche Rankpflanzen zu verwenden, wie z.B. Wilder Wein, Efeu, Knöterich, 
Glyzinie o.ä. 

2.2. Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke (Art. 81 (1) BayBO) 

2.2.1. Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und so zu 
erhalten, soweit sie nicht als Gehfläche, Zufahrten, Stellplatzflächen, Garagen oder 
zulässige Nebenanlagen genutzt werden. Diese gärtnerisch gestalteten Flächen müssen 
mindestens 20 % der gewerblich nutzbaren Grundstücksfläche betragen. Auf diesen 
Grünflächen ist je angefangener 200 m2 Grundstücksfläche ein Baum zu pflanzen (lt. 
Pflanzliste gem. Ziff. 1.11.2.2.1) Stammumfang 16-18 cm. Dabei ist ein min. 10 m2 
unversiegelter Wurzelbereich vorzusehen. 

2.2.2. Zwischenzäune sind jeweils mit mindestens 2 Reihen Gehölzen (s. Liste gemäß 
1.10.2.2.1) zu bepflanzen. 

2.2.3. Notwendige Geländemodellierungen zwischen den Grundstücken, zu den 
Verkehrsflächen und auf sonstigen, nicht überbauten Grundstücksflächen sind bis zu 
einer Böschungsneigung von max. 25 % zulässig. 

2.2.4. Ausnahmsweise können zur Geländesicherung Mauern bis zu einer Höhe von 80 cm 
zugelassen werden. Sie sind als Trockenmauer auszuführen und zu begrünen. 

2.3. Gestaltung der Kfz-Stellplätze, Abstell- und Lager- plätze sowie Hofflächen auf 
Gewerbegrundstücken (Art. 81 (1) 3 BayBO) 

2.3.1. Kfz-Stellplätze sind mit Bäumen (Platane, Spitzahorn, Esche) zu überstellen. Je vier 
Stellplätze ist ein Laubbaum mit einem Stammumfang von 16-18 cm und min. 10 m2 
unversiegeltem Wurzelbereich (Pflanzbeet) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 

2.3.2. Kfz-Stellplätze, Abstell- und Lagerplätze, Gemeinschaftsanlagen einschl. der 
notwendigen Zufahrten und Feuerwehrzufahrten dürfen bis maximal 75 % ihrer Fläche 
versiegelt werden. Die Beläge sind wasserdurchlässig auszuführen, zum Beispiel mit 
Rasenpflaster, Schotter- rasen oder Rasengittersteinen. 
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2.3.3. Ausnahmen von Ziff. 2.3.2 sind bei entsprechendem Nachweis im Bauantrag für solche 
Flächen möglich, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird. Diese 
Flächen sind vollflächig zu befestigen und das dort anfallende Wasser sowie ggf. 
anfallende andere Flüssigkeiten sind einer betriebseigenen, den spezifischen Stoffen 
angepassten Abwasserbehandlungsanlage zuzuführen. 

2.4. Müllbehälterstandplätze (Art. 81 (1) 3 BayBO) 

2.4.1. Standplätze für Abfallbehälter sind in die Gebäude zu integrieren. Ausnahmsweise kann 
zugelassen werden, dass sie außerhalb der Gebäude durch Bepflanzung, Verkleidung 
oder bauliche Maßnahmen gegen Einsicht von der öffentlichen Straße abgeschirmt, und 
aus Geruchsgründen geschlossen, aufgestellt werden. 

2.5. Einfriedung der Grundstücke (Art. 81 (1) 4 BayBO) 

2.5.1. Einfriedungen sind nur aus transparenten Materialien im Sinne von Maschendraht, 
Stabgitterstrukturen und dgl. (außer Stacheldraht) mit und ohne Bewuchs zulässig. 
Einfriedungen können auch nur aus Bewuchs bestehen. (Laubholzhecken: Hainbuche, 
Liguster, Hartriegel, Rot- buche, Heckenkirsche). Ausgeschlossen sind sämtliche 
Holzmaterialien, Mauern, Palisaden, Sichtschutzmatten oder Formsteine sowie 
Plastikzäune. 

2.6. Regenwasserbehandlung 

2.6.1. Das auf Dachflächen anfallende Regenwasser ist entweder über ein offenes 
Grabensystem oder über Rigolen den vorgesehenen Retentionsflächen bzw. -mulden 
oder - gräben zuzuleiten. Das abgeleitete Oberflächenwasser muss fischerei-
nutzungsgeeignet sein. Die Retentionsflächen sind so zu konzipieren, dass ein Einstau 
nur kurzfristig erfolgt (max. 3 Tage). Die Entwässerung der Betriebsstraßen, Lager- und 
Parkplatzflächen in die Retentionsflächen ist nicht zulässig. 

2.7. Werbeanlagen (Art. 81 (1) 2 BayBO) 

2.7.1. Fernwirksame Werbeanlagen aller Art sind im gesamten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes ausgeschlossen. 

2.7.2. Werbeanlagen sind nur integriert an Gebäudefassaden zulässig. Je Leistungsstätte ist 
dabei je eine Werbeanlage und/oder ein Firmenlogo in einer Größe von max. 5,00 m2 
ausgerichtet zur öffentlichen Erschließungsstraße, zulässig 

2.7.3. Werbeanlagen müssen auf die architektonische Gliederung des Gebäudes bzw. des 
Gebäudekomplexes Rücksicht nehmen. 

2.7.4. Werbeanlagen mit Lauf-, Wechsel- oder Blinklicht, sich bewegende Werbeanlagen sowie 
Akustikwerbeanlagen sind unzulässig. 

2.7.5. Spruchbänder sind unzulässig, ausgenommen für befristete Sonderveranstaltungen. 

2.8. Dezentrale, alternative Energieversorgung 
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2.8.1. Photovoltaik- und Solaranlagen sind zulässig. 

2.8.2. Windenergieanlagen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zulässig. 

3. Nachrichtliche Übernahme von Festsetzungen sowie Hinweise (§ 9 (6) BauGB) 

3.1. Bauvorlagen 

3.1.1. Mit dem Bauantrag für Neubauten im Gewerbe- und Industriegebiet ist ein qualifizierter 
Freiflächengestaltungsplan vorzulegen, der detaillierte Angaben zu allen grünordnerisch 
festgesetzten Maßnahmen enthält. Der Freiflächengestaltungsplan bedarf der 
Baugenehmigung. 

3.1.2. Werbeanlagen bedürfen der Baugenehmigung. 

4. INKRAFTTRETEN 

Der Bebauungsplan tritt mit dem Tage der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 (3) 
BauGB in Kraft 



 

Große Kreisstadt Dinkelsbühl 
Lkr. Ansbach 

3. Änderung des Bebauungsplanes 

 „Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck -
Ost“ 

mit integriertem Grünordnungsplan 

 

 

 

Begründung zum Vorentwurf 
 

 

  
 

 

 Aufgestellt:  Herrieden, den 27.11.2013 

 Ingenieurbüro W. Heller 
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1. Anlass und Zielsetzung 
Der im Gewerbegebiet Waldeck nördlich gelegene Betrieb beabsichtigt eine Betriebserweiterung im 

Anschluss an die bestehenden gewerblichen Bauflächen. Diese konkreten Planungen erfordern eine 

Bebauungsplanänderung, da die Fläche im rechtskräftigen Bebauungsplan derzeit als Grünfläche 

ausgewiesen ist. 

 

Das bereits ausgewiesene „Gewerbe- und Industriegebiet“ in Waldeck weist keine freien 

Gewerbeflächen mehr auf. 

Um die nötigen Erweiterungsflächen für den bestehenden Betrieb zu schaffen, ist die Ausweisung 

zusätzlicher Gewerbeflächen unumgänglich. 

 

Die Betriebsansiedlungen und entsprechende Erweiterungswünsche sind durch die verkehrsgünstige 

Lage begründet. Die Anschlussstelle der BAB 7 befindet sich in ca. 2,5 km Entfernung. 

 

Die 3. Änderung  des Bebauungsplanes „Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost“ dient zur 

Erweiterung eines ortsansässigen Betriebes der Großen Kreisstadt Dinkelsbühl. 

Zweck der Aufstellung des Bebauungsplanes (verbindlicher Bauleitplan) ist die Schaffung von 

Festsetzungen Vorgaben zur baulichen und sonstigen Nutzung der Flächen in dem bezeichneten 

Gebiet. 

Der Bebauungsplan schafft die notwendigen Rechtsgrundlagen für eine weitere Bebauung im 

Gewerbegebiet Waldeck der Stadt Dinkelsbühl. 

2. Lage, Abgrenzung und Beschreibung des Gebietes 

Beschreibung des Gebiets: 

Das Gewerbegebiet „Waldeck Ost“ liegt südlich des Ortsteils Waldeck an der Staatsstraße St 2218 

(Dinkelsbühl – Crailsheim) und östlich der Kreisstraße AN 43. Die Anschlussstelle Dinkelsbühl/ 

Fichtenau der BAB 7 befindet sich ca. 2,5 km entfernt. Die Anschlussstelle ist ortsdurchfahrtsfrei zu 

erreichen. 

Die geplante Erweiterung von Gewerbeflächen liegt zwischen der ausgewiesenen Gewerbefläche im 

Ortsteil Waldeck und zwischen der bereits als Gewerbegebiet ausgewiesenen Flächen des 

Gewerbegebiets Waldeck. 

Abgrenzung des Geltungsbereichs: 

Begrenzt wird das Gebiet 

- Im Westen durch die Kreisstraße AN 43 



Schernberg 30, 91567 Herrieden, Tel.: 09825/9296-0, Fax: 09825/9296-50
Internet: www.ib-heller.de, E-Mail: info@ib-heller.de

Ingenieurbüro Willi Heller Bauleitplanung
Straßenbau

Abwasserbeseitigung/
Wasserversorgung

Vermessung/Geoinformation

2013389/FNP-Änderung.PLT

27.11.2013

VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Stadtrat Dinkelsbühl hat in der Sitzung vom 27.11.2013 die 9. Änderung des Flächennutzungs-

plans beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am ................... ortsüblich bekanntgemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung

und Anhörung für den Vorentwurf der 9. Änderung des Flächennutzungplans in der Fassung

vom 27.11.2013 hat in der Zeit vom ................... bis ................... stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß

§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf der 9. Änderung des Flächennutzungsplans in der

Fassung vom 27.11.2013 hat in der Zeit vom ................... bis ................... stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf der 9. Änderung des Flächennutzungsplan in der Fassung vom ...................

wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in

der Zeit vom ................... bis ................... beteiligt.

5. Der Entwurf der 9. Änderung des Flächennutzungsplan in der Fassung vom ...................

wurde mit der Begründung und Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

 ................... bis ................... öffentlich ausgelegt.

6. Die Große Kreisstadt Dinkelsbühl hat mit Beschluss des Stadtrates vom ...................

die 9. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom ................... festgestellt.

Die 9. Änderung des Flächennutzungsplan wurde mit der Bekanntmachung wirksam.

9. Die Genehmigung der 9. Änderung des Flächennutzungsplans wurde gemäß  6 Abs. 5 BauGB

am ..................... ortsüblich bekannt gemacht.

7. Die Regierung von Mittelfranken hat die 9. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Bescheid

vom ................... AZ ................... gemäß § 6 BauGB genehmigt.

    Stadt Dinkelsbühl, den ...........................

(Siegel)

    .........................................................................................................
    Oberbürgermeister
    Dr. Christoph Hammer

    Stadt Dinkelsbühl, den ...........................

    .........................................................................................................
    Oberbürgermeister
    Dr. Christoph Hammer

(Siegel)

    Stadt Dinkelsbühl, den ...........................

    .........................................................................................................
    Oberbürgermeister
    Dr. Christoph Hammer

(Siegel)

9. Änderung Flächennutzungsplan

Planteil Maßstab 1:5000

Dinkelsbühl
GROSSE KREISSTADT

LEGENDE

1. Art der baulichen Nutzung

2. Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

3. Hauptversorgungsleitungen

20 kV - Leitung

6. Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Flächen für die Landwirtschaft

Flächen für Wald

5. Flächen für die Wasserwirtschaft

Wasserflächen

Derzeit gültiger Flächennutzungsplan

Änderung des Flächennutzungsplans

Gemischte Bauflächen (§1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO)

Gewerbliche Bauflächen (§1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO)

4. Grünflächen

öffentliche Grünflächen

6. Sonstiges

Grenze des räumlichen
Geltungsbereichs der Änderung

8. Ausgefertigt

(Siegel)

A

G

    Ansbach, den ...........................

    .........................................................................................................
    Sauer
    Bauoberrätin

K
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St 2218
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r 
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St 2218
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